
Kommentar
Ex-Bundespräsident Richard von Weiz-
säcker, der ehemalige CDU-Generalse-
kretär Heiner Geißler und der frühere
SPD-Vorsitzende Hans-Jochen Vogel.

Vogel hat sich nach eigenem Bekunden
„bisher noch keine Meinung gebildet, wie
ich mich dann verhalten werde“. Weiz-
säcker weiß es wohl schon, will aber öf-
fentlich nichts sagen. Geißler hat „im Prin-
zip nichts gegen die Herausgabe meiner
Unterlagen – abgesehen von Telefonaten“.
Vorher will er die Akten allerdings selbst
lesen, „um zu sehen, ob da nicht Fäl-
schungen dabei sind“. Auch Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder wird sich noch
äußern müssen – Journalisten haben ihn
betreffende Dossiers angefordert.

Zu denen, die schon einen Brief erhal-
ten haben und deren Unterlagen mittler-
weile weitergegeben sind, zählt auch
Außenminister Joschka Fischer. „Da die
Akte ohnehin frei zirkuliert“, sei es für ihn
„eine Nicht-Frage“, ob er mit der Heraus-
gabe einverstanden sei, findet der Grüne.
Der frühere SPD-Chef Oskar Lafontaine
hat einer Veröffentlichung seiner Unterla-
gen ebenfalls zugestimmt. 

Auch etliche Ostdeutsche haben ihr
Einverständnis bereits erklärt – so etwa
der Maler Willi Sitte, ein Mitglied des
PDS-Ältestenrates. Dabei kann es sein,
dass er – wie die Eiskunstläuferin Katari-
na Witt, die gegen die Herausgabe klagt
(SPIEGEL 22/2001) – in einigen Unterla-
gen nicht als Opfer auftaucht, sondern als
Begünstigter der Stasi. Schließlich war Sit-
te zeitweise Mitglied im Zentralkomitee
der SED.

Zu der „deutlichen Minderheit“ (Birth-
ler), die bislang Widerstand angemeldet
hat, gehören der Schriftsteller und Nobel-
preisträger Günter Grass sowie Berlins ge-
rade abgewählter Regierender Bürgermeis-
ter Eberhard Diepgen (CDU). Diepgen ließ
Birthler vergangene Woche wissen, er gehe
davon aus, dass seine Akten „bis zur
Klärung der Rechtslage“ im Fall Kohl nicht

an die Öffentlichkeit
gelangten. Das wolle er
auch schriftlich be-
stätigt haben.

Grass’ Bedenken hin-
gegen sind eher exoti-
scher Art: Er könne
sich nur mit einem
„gesamtdeutschen Un-
ternehmen der Akten-
öffnung anfreunden“.
Solange Verfassungs-
schutz und Bundes-
nachrichtendienst ihre

Dossiers geheim hielten, halte er nichts von
einer Freigabe.

Zumindest bei Toten muss sich die Be-
hörde nicht umstellen – weil Willy Brandt,
Franz Josef Strauß und Konrad Adenauer
nicht mehr gefragt werden können, sol-
len ihre Dossiers in jedem Fall offen blei-
ben. Wolfgang Krach, Georg Mascolo

CDU-Politiker Diepgen 
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Euro-Propheten – ratlos
RUDOLF AUGSTEIN
Die lenkenden Staatsbanken sind
eine ziemlich moderne Erfin-
dung. Die Europäische Zentral-

bank ist die erste Zentralbank, die nicht
an eine Regierung gekoppelt ist.

Da immer ein Vergleich mit den USA
herangezogen wird, möchte ich den
Unterschied betonen. Die 50 Einzel-
staaten der USA haben nur geringen
Einfluss auf das seit langem von Alan
Greenspan geleitete Federal Reserve
Board. Man vergleiche diesen Einfluss
mit dem, den die 12, später vielleicht 30
Nationalstaaten auf die EZB ausüben
werden. Die EZB kann nicht wie ein
Mann handeln, sie ist mit ihren eigenen
Personalquerelen beschäftigt.

Man wird auf die Konvergenz-Theo-
rie von Maastricht hingewiesen. Eine
gewisse Konvergenz ist erreicht wor-
den – bei Zinsen, Inflation, Budget-
politik. Was der Euro auch erzwingen
sollte, eine Harmonisierung der für ei-
nen Binnenmarkt wichtigen Unterneh-
mens-, Energie- und Zinssteuern, schei-
tert bislang an nationalen Egoismen.

Richtig ist zudem, dass entgegen den
Versprechungen von Euro-Gurus bis-
lang weder die volkswirtschaftlichen
Rechnungen für Öl in Euro bezahlt
werden können, noch haben ostasiati-
sche Exporthändler sich auf die neue
Währung gestürzt. Die Hoffnungen
europäischer Fluggesellschaften, ihre
Esso-, Shell- und Saudi-Partner zu
zwingen, ihr Kerosin gegen die Europa-
Währung abzugeben, haben sich ange-
sichts des verfallenen Außenwerts des
Währungsneulings zumindest bislang
als Illusion erwiesen.

Wir hören, der Beitritt zur Europäi-
schen Wirtschafts- und Währungsunion
sei der Eintrittspreis Deutschlands, um
seine innerdeutsche Einheit zu errei-
chen. Das klingt heute ziemlich muffig.
Dass Deutschland und Frankreich eine
divergierende Wirtschaftspolitik be-
treiben, erleichtert die Aufgabe nicht.

Nötig war erst einmal die Klarstel-
lung, dass es ein Europa der National-
staaten geben wird. Sollten die Deut-
schen das Bestreben haben, in einem
Großeuropa unterzutauchen und zu
verschwinden, so wissen auch sie jetzt
Bescheid: Frankreich, in Wahrheit auch
Spanien und Italien wollen National-
staaten bleiben, und England gehört
nicht einmal der Währungsunion an.
Kein Nationalstaat wird sich seine Wirt-
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schafts- und Finanzpolitik völlig aus der
Hand nehmen lassen – und sei es auch
nur wegen verfassungsrechtlicher
Schranken. Die Märkte, besonders ver-
dächtigt in Paris, lassen sich nicht be-
schwören. Weder von einer Behörde
noch von einem Voodoo-Meister.

Die Osterweiterung hat zwei Seiten
– abgesehen davon, ob wir politisch
überhaupt darauf vorbereitet sind. Es
wird so sein, dass die starken Länder in
der EU die schwachen mit ihren Pro-
dukten überfluten werden. Dem haben
die Schwachländer zu wenig entgegen-
zusetzen. Qualität und die Verlässlich-
keit der Lieferungen stimmen nicht,
und vor allem produzieren sie in ent-
scheidenden Sektoren kostenungünsti-
ger. Sie brauchen also Zuschüsse. Mas-
sive Transferzahlungen von West nach
Ost werden nötig. Und dafür ist nicht
hinreichend Vorkehrung getroffen. 

Das Problem ist keineswegs „die Ent-
wicklungshilfe“. Die Euro-Politiker
werden sich die Zähne ausbeißen an
den Konsequenzen, die ihre verrückte
Agrarpolitik erzwingen wird.

Der Haushalt der EU macht gerade
etwas über ein Prozent des Brutto-
inlandsprodukts aus. Die 13 beitritts-
willigen Staaten bringen ein Bevölke-
rungswachstum von 45 Prozent mit
sich, tragen jedoch zur Wirtschaftsleis-
tung der Europäischen Union nur rund
7 Prozent bei.

Das Phantastische ist nun nicht, dass
einige Fachleute immer noch behaup-
ten, der Euro sei zu früh eingeführt
worden – wohingegen andere Fachleu-
te darauf beharren, er hätte noch viel
früher eingeführt werden sollen.

Der Euro befindet sich nicht in einer
Sackgasse, wie manche Wissenschaftler
feststellen. In einer Sackgasse kann
man umkehren. Für den Euro gibt es
keine Umkehr. Sein Scheitern wäre das
Ende der Europäischen Idee. Wie rat-
los die Euro-Experten unter der Zir-
kuskuppel herumturnen, zeigt sich sehr
deutlich an Professor Wilhelm Hankel.
Er war und ist ein erklärter Gegner der
Gemeinschaftswährung Euro. Aber er
sieht zumindest keine technischen
Schwierigkeiten und tröstet sich damit:
„Man soll die Dinge nicht dramatisie-
ren. Die Umstellungen sind nicht so ge-
waltig, dass sie – zumal im Computer-
zeitalter – nicht in einigen Monaten ge-
schafft werden könnten.“
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